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* Politische Streiflichter .
Die Aufrechterhaltung der „Sanktionen " am

Rhein hat der französische Ministerpräsident Briand in
einer Weise begründet, die einen Ausdruck des Zweifels
darüber gestattet, ob diese Begründung wirklich ernst ge¬
meint war . Briand hat nämlich gesagt, die Aufrechter-
Haltung der Sanktionen sei notwendig im Interesse
einer Festigung des Kabinetts Wirth ; ihre
Aufhebung könne neue Umsturzversuche der
Alldeutschen zur Folge haben, die dann der Existenz
der gegenwärtigen Regierung , deren Ehrlichkeit und gu¬
ten Willen Briand übrigens ausdrücklich anerkennt , ge¬
fährlich werden müßten . Wenn man bedenkt , daß zur
selben Zeit in gewissen Berliner Blättern die Auffassung
vertreten wurde , daß das Kabinett Wirth gestürzt wer-
den würde , wenn die Sanktionen nicht bald aufgehoben
werden, so wird man jene Pessimisten begreifen können,
die heutzutage auf den Gefilden der Politik auch das
Tollste noch immer für glaublich und für möglich halten .

Wenn Herr Briand mit seiner merkwürdigen Auffas¬
sung noch um ein paar Schritte weiter vorwärts gehen
wollte, könnte er schließlich ganz gut dazu kommen, daß
er auch das Ruhrrevier und schließlich die Reichshaupt¬
stadt besetzen läßt , mit dem Hinweis , daß nur diese Maß¬
nahmen die Reichsregierung vor den Alldeutschen schützen
könnten. Daß die ganze Agitation der Deutschvölkischen
dem französischen Ministerpräsidenten manchen willkom¬
menen Dorwand geliefert hat , ist ja,wohl nicht zu be¬
streiten und von uns an dieser Stelle oft genug hervor¬
gehoben worden. Aber kein vernünftiger Mensch wird in
Deutschland zugeben wollen, daß diese Agitation nun
faktisch den französissten Ministerpräsidenten berechtigen
könnte, eine derartige abstruse Meinung zu entwickeln .

Dieser Meinung sieht man es doch gar zu deutlich an ,
daß sie nur vorgetragen wurde , um etwas anderes damit
zu verhüllen , nämlich den französischen Interes¬
se nstan dp unkt , d. h. den Wunsch Frankreichs , die
„Sanktionen " aufrecht zu erhalten , um daraus ein
gutes Geschäft zu machen . Daß die deutsche
Reichsregierung sich mit aller Energie für die Aufhebung
der „Sanktionen " einsetzen wird , ist selbstverständlich.
Der 30 . Juni , an dem die Erfüllung von uns übernom¬
mener Verpflichtungen in vier wichtigen Punkten Tatsache
werden wird , bietet der Reichsregierung die beste Gelegen-
heit, um diese Aufhebung der „Sanktionen " zu verlan¬
gen, da die Momente , die seiner Zeit zu ihrer Verhän¬
gung führten , heute nicht mehr bestehen , und den Forde¬
rungen der Entente Genüge geschehen ist.

Nachdem Ministerpräsident von Kahr im bayeri¬
schen Landtag erklärt hatte , daß seine Regierung
eine Politik der Mitte einhalten und sich mit glei¬
cher Schärfe gegen alle Störungen von links und von
rechts wenden werde, hat auch das führende , fränkische
Organ der Bayerischen Dolkspartei , dis in
Nürnberg erscheinende „.Bayerische Volks zei -
tun g" in unzweideutiger Weise gegen die Agitation der
extremen Rechten Stellung genommen . „Das bayerische
Volk muß sich"

, so heißt es dort , „endlich einmal darüber
klar werden, daß diese extreme Rechte bisher
wie ein Bleigewicht an seinen Füßen ge¬
hangenhat . Jene , die bis zur letzten Stunde an dein
verknöcherten preußischen Dreiklassenwahlrecht festgehal-
ten , die einen unerträglichen Militärabsolutismus auf¬
gerichtet und 1917 das Friedenswerk des Papstes zer¬
stört haben, versuchten diesmal ihren unheilvollen
Einfluß auf das innerstaatliche Leben
Bayerns geltend zu machen . Ihr Haß gegen die re¬
publikanische Reichsregierung machte sie zu Verfechtern
eines extremen bayerischen Föderalismus , ihr militari¬
stischer Geist ließ sie in der Einwohnerwehr ein
brauchbares Instrument für ihre Pläne erblicken . Das
frivole Spiel mit dem Glück und der Ruhe unseres Vol¬
kes, die systematische Vergiftung der öffentlichen Meinung
durch gewisse Preßerzeug nisse haben mehr und
mehr eine Atmosphäre geschaffen, die jenen deutschnatio¬
nalen Kreisen zur Verwirklichung ihrer Katastrophen¬
pläne willkommen war . Allmählich kam dann auch an¬
deren bayerischen Blättern die Erkenntnis , daß die Ver¬
treter des Rechtsbolschewismus unsere bayrische
Innenpolitik in einen Kurs hineinzudrängen suchen, der
nüt Realpolitik und einer Politik der ausgleichenden
Mitte nichts gemein hat . Zuletzt dämmerte es sogar dem

„Fränkischen Kurier "
, der es an nationalistischem Über¬

schwang doch niemals fehlen ließ und die deutsch -
nationalen Mühlen stets ausgiebig mit Wasser
versorgte ; schließlich sprach auch er in Anpassung an die
augenblickliche Stimmung — allerdings zu spät — seine
Mißbilligung über diese traurigen Zustände aus , die er
vielleicht mehr unbewußt als bewußt mitschaffen half.
Wir müssen den Mut aufbringen , den Kampf gegen zwei
Fronten zu führen , gegen den Radikalismus der Linken
und den der Rechten ! " — Außerhalb Bayerns wird man
von dieser Auslassung mit Genugtuung Notiz nehmen.
Die Mißstimmungen gegen Bayern , über die sich in letz¬
ter Zeit die bayerische Presse so häufig beklagt hat , werden
sehr bald verschwinden , wenn die Mahnungen der „Baye¬
rischen Volkszeitung" in die Tat umgesetzt werden.

»

Auf dem südwestdeutschenOffizierstag , der
kürzlich von dem Deutschen Offiziersbund in Pforzheim
abgehalten wurde , ist eine programmatische Rede gehalten
worden , die als ein erfreuliches Symptom wach¬
sender politischer Erkenntnis zu verbuchen ist. In dieser
Rede hat Oberstleutnant a. D . Sichting betont , der
Offiziersbund dürfe sich nicht auf irgend eine Parteipo¬
litik festlegen , der leitende Gesichtspunkt müsse das Wohl
des Vaterlandes sein . Den monarchischen Ge '
danken dürfe man nicht in den Vordergrund
stellen ; überhaupt werde sich nur eine Monarchie durch¬
setzen, die getragen werde von den breiten Massen
des Volkes.

Auch sonst hat man sich auf der Tagung , sofern wir uns
auf die Zeitungsberichte verlassen können , parteipolitischer
Agitation enthalten . In einer anderen Rede ist of¬
fen zugegeben worden, daß erst der Krieg die Offiziere
erkennen ließ, welche großen sittlichen Werte in
dem deutschen Arbeiter steckten . Und ferner
wird es sympathisch berühren , daß der Referent der Ta -
gung meinte, man solle sich doch gegen die Errich -
tungvonKriegerdenkmälern wenden und die
Summen , die solch ein Denkmal kostet, lieber den
WerkenderUnterstützung zuführen.

Daß im übrigen auf der Tagung mit großer Lebhaf-
tigkeit für eine bessere und gerechtere Beurtei¬
lung des Offizierskorps eingetreten wurde ,
wird jeder Volksgenosse , der selber gerecht denkt, ver¬
stehen . Es war von vornherein ein Unfug , daß man bei
kritischen Erörterungen alle Offiziere, zumal alle ak¬
tiven Offiziere, in einen Topf geworfen hat . Eine
bessere Beurteilung in denbreiten Massen des Volkes
wird sicherlich dadurch am besten gefördert werden , daß
sich die Offiziersverbände und die einzelnen Mitglieder
dieser Verbünde parteipolitisch dichelste Zurückhaltung
auferlegen , wie wir sie an den Roden dieser südwestdeut¬
schen Offizierstagung mit Genugtuung feststellen konnten.

Aus dem Saarland .
Von einem Saarländer wird der „Reichskorrespondenz

Nord-Süd " geschrieben :
Das gegenwärtige Ringen um das Deutschtum im Saarge¬

biet wirst einerseits interessante Stveiflicher auf das den
Saardeutschen zugemutete „Selbstbestimmungsrecht" und er¬
öffnet andererseits interessante Perspektionen auf die nach
131- Jahren erfolgende Abstimmung der Saarlandbe¬
völkerung, wodurch der Fremdherrschaft des sog. Völkerbun¬
des , in Wahrheit aber einem gewissen französischen Staats¬
absolutismus ein Ende bereitet werden soll. Gleich dem
oberschlesiscken und Ruhrgebiet war das Saarrevier mit sei¬
ner hochentwickelten Industrie bis zur Besetzung durch die
Franzosen eine Pulsader des deutschen Wirtschaftskörpers
Kein Wunder , daß die Franzosen schon jetzt alle Mittel an-
tvenden, um durch eine „Penetration pacikigue" die spätere
Wstimmung zu ihren Gunsten zu beeinflussen.

Zu Bergen hatten sich in den letzten Monaten die Be¬
schwerden der Saarbevölkerung und ihrer Füh¬
rer bei der Regierungskommission und dem Volkerbund an¬
gehäuft , veranlaßt durch : die Einführung der Frankenwäh¬
rung und Frankenlöhnung , der Verordnung betr . den Be¬
griff „Saarbewohner "

, die Majorisierung aller Ausländer bei
der Abstimmung zu den Gemeinde- und Kreisparlamenten ,
den vertragswidrigen Aufenthalt des französischen Militärs
im Saargebiet , die rigorosen Ausweisungen, die Gerichtsbar¬
keit französischer Kriegsgerichte im Saargebiet usw . Die
Augen der ganzen deutschen Saarbevölkerung waren in die¬
sen Tagen erwartungsvoll nach Genf gerichtet, wo der

Völkerbundsrat über die Proteste verhandeln und
den berechtigten Beschwerden gerecht werden sollte . Das Er -
gebnis dieser geheimens ! ) Beratung kann kurz in die Worte
zusammengefaßt werden : Laßt alle Hoffnung fah¬
ren : Der französische Präsident Rault der Saarregierungs¬
kommission verteidigte sogar noch die von der französischen
Regierung getroffenen Maßnahmen und suchte die deutschen
Proteste mit dem Hinweis zu entkräften , daß die Gerichtsbar .
keit der Kriegsgerichte durch ein Dekret stark eingeschränkt
werde . Dabei sieht der Friedensvertrag ausdrücklich vor, daß
nur deutsche Gerichte im Saargebiet Recht zu sprechen
haben . Die Anwesenheit französischer Truppen rechtfertigte
er damit , daß diese keine Okkupationstruppen mehr seien»
sondern «nur noch Garnisonstruppen " . Als ob es der deut¬
schen Saarbevölkerung aus diese Wortklauberei ankäme und
nicht vielmehr darauf , endlich einmal wieder frei atmen zu
dürfen , und der hohen Lasten, welche die Besatzung verur¬
sacht, ledig zu sein . Der Rat des Völkerbundes war als
williges Werkzeug der französischen Regierung auch der An.
sicht, daß die Einführung des Franken bei den Saardienst ,
stellen keinen Anlaß zum Eingreifen geben könne. Dabei
weiß jeder , der das saarländische Wirtschaftsleben kennt, daß
der Franken dort den Todeskeim für die deutsche Privat¬
industrie bedeutet .

Präsident Rault kündigte in Genf — und der Völker-
Lundsrat war damit einverstanden — an, daß ein Dekret die
„Lücke"

( ! ) im Friedensvertrag über die saarländische Natio¬
nalität ausfüllen werde, wonach jede im Saarland geborene
Person , die am 11 . November 1918 rechtmäßig sich dort nie-
dergelassen hatte , und jeder, der 3 Jahre lang im Saarge -
bist gelebt (Beamte oder vertraglich verpflichtete Personen nach
einem Jahr ) die Staatsangehörigkeit besitzt, mithin also auch
abstimmungsberechtigt ist, wenn die Würfel über das Ge-
schick des Saargebietes früher oder später fallen werden. Di »
ses Dekret beleuchtet blitzartig die Absicht Frankreichs, aus
dem Saargebiet ein zweites Ob e r schl es i e n
zu machen . Nach ihm evhalten also viele Tausende aus¬
ländischer Kaufleute , Angestellten und Industriellen (von ven
sich aus Frankreich wegen der Valutaverhältnisse nach und
nach ansiedelnden „Saarbewohnern ", die nicht immer gerade
zur französischen Elite zählen gar -nicht zu reden) die Eigen-
schaft des abstimmungsberechtigten Saarbürgers schon nach
1 Lezw . 3 Jahren . Die Differenzierung zwischen alteinge¬
sessener Bevölkerung und den zugewcmderten Ausländern
verrät allzu deutlich die deutschfeindliche Absicht.

Die Eigenschaft des Saarbewohners ist weiterhin abhängig
von der ALstammung . Im § 2 der ungeheuerlichen Ber-
ordnung , die nun durch das angekündigte Dekret sanktioniert
werden soll , heißt es : „alle Personen gelten als Saarbewoh¬
ner , die ihren rechtmäßigen Wohnsitz am 11 . November 1918
(Waffenstillstand ) im Saargebtet hatten , oder die im Saar¬
gebiet geboren sind von Eltern , die z. Zt . der Ge¬
burt ihren rechtmäßigen Wohnsitz daselbst
hatten . Ebenso solche, di« von einem Vater (oder wenn es sich
um uneheliche Kinder handelt von einer Mutter ) abstammen,
der (oder die ) im Saargebiet geboren wurde und 10 Jahr »
daselbst gewohnt hat . Solche Personen müssen ohnedies den
Nachweis erbringen , daß sie mindestens 6 Monate im Saar -
gebiet wohnhaft waren .

" Es ist doch ganz selbstverständlich ,
daß diejenigen , die beim Waffenstillstand im Saargebtet wohn¬
ten, auch als Saarbeivohner zu gelten haben.

Der Nachsatz dieses 8 2 erfordert schärfst «
Beachtung . Me Konsequenz sei an einem konkreten Bei¬
spiel erläutert : Vor dein Krieg wohnten im Saargebiet hoch¬
gegriffen etwa 60 Franzosen bei 700000 Deut -
scheu . Die Kinder dieser Franzosen sind ohne weitere»
„Saarbewöhner " , weil ihre Eltern z . Zt . der Geburt ihre»
rechtmäßigen Wohnsitz im Saargebiet hatten und die Kinder
die Aufenthaltsbedingung von 12 Monaten erfüllt haben.
Wie viele sind aber nach dem Krieg eingewandert ,
um an der Saar ihren rechtmäßigen Wohn¬
sitz aufzuschlagen ? Die Nachkommen all dieser sind also nach
dem Beschluß des Völkerbundrates ebenfalls ohne weiteres ,
Saarbewohner . Der Begriff „Saarbewohner " in der Ver¬
ordnung ist also etwas ganz anderes als „Einwohner des
Saargebietes " , wie er im Friedensvertrag steht . Nach
diesen sind nur die zurzeit der Unterzeichnung des Ver¬
trags im Gebiet „gegenwärtigen" Bewohner und deren Nach¬
kommen „Einwohner des Saargebiets ".

Die Verordnung ist aber weiter deshalb so folgenschwer, welk
nach ihr die Eigenschaft als Saarbewohner auch noch nach de«
Wohnsitzaufgabe — wenigstens ein Jahr darnach — bestehe »
bleibt . Ein in Paris wohnender Saarbewohner kann als»
noch ein Jahr lang nach Aufgabe seine - Wohnsitzes an der
Saar zum Gemeindeparlament oder Kreistag an der Saay
seine Stimme abgebcn



Die krasse, nur durch gewollte Niederhaltung des deutschen
Elements erklärliche Einseitigkeit der Verordnung beleuchtet
grell der 8 4. Danach ist die Erlangung der Eigen¬
schaft eines Saarbcwohners sehr leicht mög -
I i ch. Die Regierungskom Mission kann aber gegen die Entschei¬
dung des Landrates Protest erheben beim Verwaltungsaus -
schutz .̂ Es ist also der Fall gegeben : Ter „ langjährige Einwoh¬
ner des Saargebietes " X . reicht ein Gesuch dem Landratsamt
ein um Erwerbung der Eigenschaft als „ Saarbcwohner " . Der
Landrat genehmigt es. Die Regierungskommission degegen
erhebt Einspruch. Der Vcrwaltungsausschutz entscheidet sich
ebenfalls gegen die landrätliche Genehmigung , ebenso in letzter
Instanz das Oberverwalümgsgcricht . Der Einwohner X . ist
demnach also kein „ Saarbewohner "

, er wird laut 8 6 der fa¬
mose » Verordnung sogar als Ausländer betrachtet. Ist
das nicht etwa ein schreiendes Unrecht gegen
die Deutschen der Saar ! Der Urbewohner X.
ist nichtwahlberechtigtcr An Ständer und der
Franzose V ., der abwechselnd jedes halbe Jahr sich
als Industrieller an der Saar oder in Paris aufhält , ist
„Saarbewohner " also Inländer und darf wählen und
abstim m e n .

Der Zweck der Verordnung ist der , allen Aus¬
ländern das Stimmrecht zu den Kommunal »
Parlamenten zu geben , um auf diese Weise
die Wi l l e n s m e i n u n g des deutschen Bevölke¬
rungsteils zu majorisieren . die Politik in
den Gemeinde , und Kreisparla menten in
französischem Sinne zu beeinflussen , um so
die Bevölkerung für die Abstimmung nach 13 (4
Jahren in einem für Frankreich künftigen
Sinne gefügig zu machen . Die neue Verord¬
nung ist ein glatter Rechtsbruch ; sie steht in direk¬
tem Widerspruch zum Friedensvertrag , dessen „ loyale Durch¬
führung " die Regierungskommission des Saargebiets bei dem
Antritt ihrer Verwaltung feierlich zugesichert hat . Der Völker-
bundsrat aber , auf den die Saarbevölkerung im Glauben an
das Recht vertraut hat , hat diese Verordnung gebilligt und den
deutschen Saarbürgern eine neue schwere Entiäuschung be¬
reitet . Das Saargebiet ist in höchster Gefahr , deni deutschen
Mutterland verloren zu gehen , wenn der „ friedlichen" raffi¬
nierten Amputation nicht noch rechtzeitig Einhalt geboten wird.

Politische Neuigkeiten.
Die Geiseln .

Dem deutschen Botschafter in Paris ist folgende von Cam-
bon gezeichnete Note der Botschafterkonferenz überreicht wor¬
den : Die Botschafterkonserenz hat von einer Liste deutscher
Geiseln Kenntnis erhalten , die von den polnischen Insurgenten
in Oberschlesien festgenommen und nach Polen gebracht wor¬
den sein sollen . Sie ist in einer Note vom 9. Juni bei der
polnischen Regierung vorstellig geworden, um die Freilassung
der willkürlich festgenommenen Personen zu erwirken. Die
Konferenz hat die Pflicht, die Aufmerksamkeit der deutschen
Regierung auf die Personen zu lenken, die der Konferenz als
in verschiedenen Lagern Deutschlands interniert gemeldet sind
und die in der beigefügten Liste namentlich aufgefuhrt werden.

Ich habe die Ehre, Sie namens der Botschafterkonferenz zu
bitten , bei Ihrer Regierung dahin vorstellig zu werden, daß
diese alles unternimmt , um die Auslieferung der Geiseln
sichern zu können. Eine derartige Maßnahme entspricht den
elementarsten Regeln der Gerechtigkeit und trägt dazu bei ,
die Beruhigung herbeizuführen , die die deutsche Regierung
sicherlich wünscht .

Der Note sind zwei Anlagen beigefügt, und zwar eine Lifte
der in Deutschland internierten Personen , die 43 Namen ent¬
hält , die aus Polen stammen , ihren Wohnsitz in Oberschlesien
jhaben und sämtlich in Kottbus interniert fein sollen .

Line deutsche Stadt.
Bon Will Scheller .

Die Deutschen müssen, um wieder vorwärts zu kommen,
rückwärts schauen . Sie müssen, entwurzelt , wie sie infolge
der Ereignisse geworden sind, in der eigenen Vergangenheit
sich selbst und die Untergründe ihres Daseins erkennen ler¬
nen . Klarheit über die Kräfte , vermöge deren sie durch
viele Jahrhunderte zu der in Krieg und Revolution der äuße¬
ren Form nach zertrümmerten Weltgeltung emporgestiegen
find, wird ihnen erst ermöglichen, diese Kräfte zu neuer Ent¬
faltung anzuspannen .

In kennzeichnender Entfaltungen zeigen selbige sich in der
Entwicklung von Gemeinwes e n , sodatz ein Überblick über
ihre Wirksamkeit in solchem Kreise jeweils von höchst lehrhaf¬
ter Bedeutung ist, insbesondere naturgemäß , wenn es sich
um eine Stadt von kultureller Eigenart handelt . Daß dieses
mit Cassel , der kurhessischen Haupt - und Residenzstadt der
Fall ist, dürste kaum bestritten werden . In der Entwicklung
Cassels kommen ja tatsächlich die bezeichnenden Kräfte des
deutschen Kulturlebens mit entschiedener Prägung zum Aus¬
druck, wozu dieser Ort sowohl durch seine geographische Lage
wie durch seine politische Stellung im Leben des Landes und
durch seinen Charakter als Fürstensitz von jeher geeignet
war .

Wenn nun auch über Cassel eine an Umfang und Wert
nicht geringe Literatur bereits vorhanden ist, so erscheint es
gleichwohl als beachtenswert, wenn eine Arbeit veröffentlicht
wird , in der alle Beschaffenheiten der Stadt und alle ihre
Schicksale vom Anfang bis in die Gegenwart hinein in ur¬
sächlicher Verknüpfung zum übersichtlichsten Vorschein gelan¬
gen . Dies zu bewirken ist der Zweck des neuen , in den »Stät¬
ten der Kultur "

(Verlag von Klinkhardt und Biermann , Leip¬
zig) veröffentlichten Werkes „Cassel " von Paul Hei¬
delbach , der im geistigen Leben seiner Heimat «ine be¬
deutende Nolle spielt und seine umfangreichen Kenntnisse der
hessischen Kulturentwicklung besonders in seiner „Geschichte
der Wilhelm-böhe" schon eindringlich bewiesen hat .

Das Buch über Cassel Hai er in elf Kapitel eingeteilt und
zwar nach Maßgabe der historisch einschneidenden Begeben,
heilen . So unterbricht etwa der Anfang des zweiten Kapitels
drucktechnisch die Erzählung bei den ersten Konflikten zwi¬
schen kommunaler Selbständigkeit und landesherrlicher Inten¬
tion ; datz aber nicht nur Begebenheiten von engerer Bedeu¬

Deutscber Reichstag .
Im Reichstag wurden gestern eine Anzahl kleiner Anfragen

und Beschwerden erledigt. Dann wurde die Vorlage über die
Geltungsdauer des Gesetzes gegen die Kapitalflucht angenom¬
men . Darauf folgten Nachträge zum Reichshaushalt . Beim
Reichsministerium des Innern fordert Abg . Dr . Roscnfeld
(Unabh . ) Abschaffung des Ausnahmezustandes und der Son¬
dergerichte. Der Justizminister Schiffer Hai erklärt , der Haft¬
befehl gegen Herrn von Jagow sei auf Grund eines ärztlichen
Ältestes aufgehoben worden. Jetzt erklärt Herr von Jagow ,
daß er keinen Tag krank gewesen sei . (Hört , hört ! links.)
Das ist eine grobe Verhöhnung der Justiz .

Reichsminister Dr . Gradnauer : Ich habe das meinige getan,um den Ausnahmezustand in Sachsen abzuschaffen. Die Un¬
abhängigen haben eine sehr bequeme Politik . Sie gehören
keiner Koalition an , sie übernehmen keine Verantwortung und
begnügen sich damit , Reden zu halten . Ich muß die Politik
der Reichsregierung gegenüber den Ländern verrrelen . ÄKr
kommen nicht darum herum , daß eine Mehrheit des Reichs-
tags die Aufhebung des Ausnahmezustandes abgelehnt hat.
Wir haben weiter den Widerstand großer Länder zu überwin .
den. In Württemberg ist es meinen Vorstellungen gelungen ,
die Regierung zu veranlassen, die Vorzensur aufzugeben . (Zu¬
ruf der Kommunisten : Komödie ! ) — Vizepräsident Bell rügt
diesen Zuruf . ) Die Herren von der äußersten Linken könnten
viel dazu beitragen , datz der Ausnahmezustand aufgehoben
wird , wenn sie von Gewaltätigkeiten absehen wollten . Die
Aufforderung zur Aufhebung der Selbstschutzorganisationen
richtet sich gegen alle Volksschichten . In der ostpreutzischen
Einwohnerwehr z. B . sind auch viele Arbeiter . Man sollte
versuchen, zunächst mit milden Strafen auszukommen . Ich
erwarte weniger von Strafen , als von der Einsicht der Be¬
völkerung. Neue Kämpfe zwischen rechts und links können
neues Unheil schaffen . Ich hoffe , daß auch diejenigen Kreise,
die über die Auflösung der Selbstschutzorganisationen aufge¬
bracht find , am Wiederaufbau des Vaterlandes Mitarbeiten .
(Beifall .)

Meichsjustizminister Schiffer stellt fest, daß im Falle von
Jagow das Reichsgericht von der Vollstreckung der Hast gegen
Hinterlegung einer Kaution von 500 000 M . abgesehen hat .
Der Verteidiger des Herrn von Jagow hat den Antrag aus
Haftentlassung mit dem Gesundheitszustand von Jagows be¬
gründet und ein ärztliches Attest vorgelegt.

Abg . Rosenfrld (Komm. ) weist darauf hin, daß der Dichter
Toller trotz Krankheit im Zuchthaus sitzt ; eine halbe Million
könne er allerdings nicht als Sicherheit aufbringen .

Reichsjustizminister Schiffer bemerkt, man wisse heute noch
nicht , wo Herr von Jagow stecke. (Lebhaftes Hört , hört ! und
Zurufe der Kommunisten : Die Herren auf der Rechten wissen
es .' i . Es ist wohl richtig , um sein Erscheinen vor Gericht zu
erzwingen , ihn seiner finanziellen Leistungsfähigkeit gemäß
zu belasten.

Nach weiterer Aussprache wurde der Antrag auf Aufhebung
des Ausnahmezustandes abgclehnt. Der Haushalt wird ange¬
nommen . — Bei dem Haushalt des Reichsministcriums für
Ernährung und Landwirtschaft wird ein deutschnationaler
Antrag auf Förderung der milchwirtschaftlichen Forschung in
Süddeutschland angenommen . Nächste Sitzung Donnerstag
2 Uhr . Kleine Vorlagen.

Nurze polit . Nachrichten.
* Die deutschen Zahlungen . Die Reparationskommission

veröffentlichte ein Communique über die von Deutschland
bisher geleisteten Zahlungen . Die deutsche Regierung hat so¬
eben der Reparationskommission eine neue Zahlung von 44
Millionen Goldmark geleistet . Die seit Mai d. I . geleisteten
Barzahlungen belaufen sich mithin aus 180 427 009 plus
83 949 690 Goldmark, zusammen 244 27k 690 Goldmark.

* Die neuen Beratungen über den Wiederaufbau , über
die gestern begonnenen Beratungen über den Wiederaufbau
und die Ausführungen des Londoner Abkommens gibt Havas
folgenden amtlichen Bericht : Auf Grund der Wiesbadener
Besprechungen haben in Paris neue Beratungen begonnen.
Teilnehmer sind auf deutscher Seite Staatssekretär Berg¬
mann und Dr . Guggenheimer , auf französischer « eite Lou -
cheur und Seydoux. Beraten wurde die Frage der Lieferun¬
gen gemäß einer Anregugng der Reparationskommission . Die
Verhandlungen sind nicht öffentlich. Heute wird in der Frage
der Lieferung von Materialien weiter beraten werden.

Die Rückmarschaktion in Oberfchlrfirn. Der Rückzug des
Brutschen Selbstschutzes vollzieht sich, nach einem Berichtder „ Frankfurter Zeitung " aus BreSIau , jetzt planmäßig ,und die vorgeschriebenen Fristen für den Rückmarsch werden
aller Voraussicht nach pünktlich eingehalten werden können.
Ein Teil der Selbstschutzangehörigen wird, um ihm den Rück-
tritt ins bürgerliche Leben zu erleichtern und die Auflösungund Entwaffnung ohne Konflikte durchzuführen, zunächst mit
Rotstandsarbeiten im unbesetzten Obcrschlefien und in Mittel -
schlesien beschäftigt werden. Ein anderer Teil der Srelbstschutz.leute ist schon in den bürgerlichen Beruf zurückgekehrt und
befindet sich nicht mehr in Schlesien.

* Graf Mirbach- Sorquitlen fi . Gras Mirbach- Sorquittrn ,der bekannte konservative Parlamentarier , ist am Sonntag im
Alter von fast 82 Jahren gestorben.

* Ein merkwürdiger Streiffall . Aus Frankfurt wird berich-
tet : Das Landsiedelungsamt hatte der wiesenarmen Gemeinde
Obcrhörgern 22 Morgen Wiesen aus der Gemarkung Nünzen -
burg zugewiesen. Die darüber erbitterten Nünzenburger Bauern
mühten darauf nachts die Wiesen ab. Gendarmerie und grüne
Polizei , insgesamt 20 Mann , versuchten den Abiransport zu
verhindern . Etwa 800 Bauern wandten sich gegen sie. Beider¬
seits fielen Schüsse . Ob und wie viele Verletzungen vorgekom¬
men sind, ist noch unbekannt . Es wurden verschiedene Ber»
Haftungen vorgenommen.

* Das Ende des englischen Bergarbeiterstreiks . In englischen
Bergarbeiterkreisen erfolgte die Einigung zwischen den Berg-
werksbesihern und der Exekutive der Bergarbeiter vollständig
auf der Basis der kürzlich von der Arbeiterschaft verworfenen
Bedingungen . Eine geringe Verbesserung ist durch die Ver¬
längerung des vorläufigen Abkommens erzielt worden, das
nunmehr den Arbeitern den Friedenslohn plus 20 Prozent
für 15 Monate zusichert . Beide Parteien ersuchten die Regie¬
rung um die früher zugesagte Beihilfe von 10 Millionen , was
die Regierung vorbehaltlich der Zustimmung des Parlaments
bewilligen dürfte . Darauf wird die Exekutive die Wieder¬
aufnahme der Arbeit am nächsten Montag Vorschlägen . Ver¬
mutlich geschieht das durch keine neue Ballotage , sondern auf
einer Delegiertenkonferenz .

* Ausschreitungen englischer Fischer gegen deutsche . Einer
Llohdmeldung aus Grimsby zufolge haben Fischerleute auS
Ärger über die Ladung von Fischen , die dos deutsche Fischer-
fabrzeug „ Wilhelm Heinold" gefangen hat, die Fische aus¬
geschüttet und auf dem deutschen Fahrzeug Kompaß und
Brücke beschädigt .

Wadiscbe Abersicbt.
Vadiscker Landtag .

Karlsruhe » 28. Juni . Der Landtag erledigte heute eine
größere Zahl von Gesuchen meist personeller Art . Der Ver¬
band Deutscher Architkten und iFngenieurvereine war vor¬
stellig geworden wegen stärkerer Heranziehung der Techniker
in leitende Stellungen für den wirtschaftlichen Wiederaufbau
Deutschlands . Diese Eingabe wurde der Regierung als Ma¬
terial überwiesen. Der gleiche Beschluß erging hinsichtlich
einer Eingabe des Naturheilvereins Ettlingen um Errichtung
von Lehrstühlen für Naturheillehre und das Naturheilverfahren
«n den Landesuniversitäten .

Nächste Sitzunz Freitag 10 Uhr : Elektrizitätsversorgung
und Neckarkanalisterung.

Dem Landtag sind verschiedene wichtige Gesetzentwürfe zu¬
gsgangen , darunter der Gesetzentwurf über Landeselektriziliits »
Versorgung zwecks Gründung einer Aktiengesellschaftzur Ver¬
sorgung des Landes mit elektrischer Energie mit einem Grund ,
kapital von 30 000 000 M ., wobei der Staat sämtliche Aktien
übernimmt und der Staat für die von der Aktiengesellschaft
— die die Murgkraftwerke übernimmt — anszugebenden
Obligationen bis zum Betrage von 300 000 000 M . nebst
5 Prozent Zinsen die Bürgschaft übernehmen soll . Der Ge¬
setzentwurf steht in der Landtagssitzung vom Dienstag , 28 .
Juni bereits zur Beschlußfassung.

Ein Gesetzentwurf über die Neckarkanalisirrung ermächtigt
das Staatsministerium , das Land Baden an der Neckar- Aktien¬
gesellschaft in Stuttgart durch Zeichnung von Aktien im Nenn¬
betrag von 17 500 000 M . zu beteiligen und bei Kapitalsüber -
sckreitungen dieser Gesellschaft die Beteiligung bis auf
35 000 000 M . zu erhöhen.

Ein dem Landtag zugegangener Gesetzentwurf über die
Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln be»

tung bei dem Aufbau des Werkes maßgebend waren , ist bei¬
spielsweise daraus ersichtlich, da!ß das vierte Kapitel mit der
Einführung der Reformation durch Landgraf Philipp be¬
ginnt .

Allenthalben aber kommt mit unabweislicher Eindruckskraft
zur Geltung , wie der Aufschwung des Gemeinwe¬
sens von der Initiative der Landesfürsten aus -
fchlaggebend beeinflußt wird , ja , wie die einzelnen Phasen
der kulturellen Entwicklung vielfach geradezu durch fürstliche
Persönlichkeiten gekennzeichnet sind . Es zeigt sich oft, wie das
Wirtschaftliche und geistige Leben der Stadt , von selbstbewuß¬
ten! Bürgersinn zwar getragen und gesichert , doch, von der
Unternehmungslust , Entschlußkraft, Erfindungsgabe und
Weitsichtigkeit der Fürsten erst recht gefördert, neue Wege zu
fruchtbarer Betätigung einschlägt , und wie so das Meiste, was
an kulturellen Werten dem Stadtbild sowohl wie der städti¬
schen Verfassung und dem geistigen Niveau des Bürgertums
noch heute die eigentümliche Bedeutung gibt, eben denjenigen
Männern zu danken ist, die als erbliche Inhaber der Regie¬
rungsgewalt die Macht hatten , in großzügiger Weise Sorge
zu tragen , daß ihre Residenz so wenig wie ihr Land hinter
dem allgemeinen Ausstieg zurückblieben, daß sie vielmehr in
mancher Hinsicht als vorbildlich für diesen Ausstieg erachtet
werden mutzten. Fürsten wie die Landgrafen Philipp , Wil¬
helm IV , Moritz. Karl , Friedrich II . waren im besten Sinne
Revräsentanten ihrer Zeit ; aus Heidelbachs Buch ist vie¬
lerorts zu ersehen, inwieweit die Bedeutung dieser hessischen
Monarchen über die Grenzen ihrer territorialen Wirksamkeit
hinausgereicht hat.

Heidelbachs mit vielen Bildern ausgestattete kultur¬
geschichtliche Schilderung erstreckt sich bis auf die jüngste Ge¬
genwart ; sie läßt die Gelegenheit nicht vorübergehcn , offenen
und scharfen Auges Kritik zu üben an den barbarischen
Maßnahmen , die, auS dem Wesen des materialisti -
schen Zeitalters heraus geboren, geeignet gewesen
sind, wie ein giftiger Wurm , Stätten wahrer Kultur zu un¬
ternagen uiü> das Stadtbild aus Opportunitätsgründen an
mancher Stelle grauenvoll zu zerstören . Auch insofern steht
Cassel ja nicht allein da, sondern ist in seinen diesbezüglichen
Schicksalen tPi sch für den Kampf zwischen lebendiger Ent¬
wicklung aus dem natürlich gewordenen heraus und den Ein¬
griffen einer ausschließlich dem Augenblicksnutzen dienenden
Reflexion, wie sie den Geist der Neuzeit kennzeichnet — und
richtet.

Cassels Geschichte bietet füglich eine Mustersammlung kul¬
turhistorischer Einsichten, und Paul Heidelbach hat sich infolge¬
dessen nicht nur den Dank seiner hessischen Landsleute , son¬
dern überhaupt aller verdient , die um letzte Erkenn t-
nissse des deutschen Wesens bemüht sind . Aus
diesem schönen Buch ist in der Tat zu lernen , wie das Deutsch¬
tum lebendige Kultur zum Ausdruck bringt , zugleich aber
auch, wie von eigentlich undeutschen Erwägungen ihre Denk¬
mäler und sie selbst vernichtet werden können. Solche Er¬
kenntnisse gehören aber zu den wichtigsten Hilfsmitteln
des Wiederaufbaus , der gegenwärtig als Deutschlands
erstes Ziel zu betrachten ist, und aus diesem Grunde muß
Heidelbachs Werk eine Bedeutung zuerkannt werden , die übe''
die einer lokalen Geschichtsschreibung weit hinausgeht .

Poesie der Wohn-Küche.* „Eine Wohnküche ist kein Raum
zum Träumen "

, sagt der Verstand, — „ ein Gemüsegarten
keine Rosenlaube , ein Herd ist zum Kochen, ein Ofen zum
Heizen, Bank und Stühle sind zum Sitzen da. Vernünftig ,
praktisch muß alles sein, dann ist es vortrefflich "

. „Ge¬
wiß" , entgegnete bescheiden — und leise lächelnd das Gefühl ,
„Du hast Recht Bruder . Immer ist das Vortreffliche auch
praktisch und vernünftig . Das Vollkommene aber ist no«b
mehr ! Voll Vernunft und Gesetz ist die Rose, und doch er¬
warb nur ihr süßer Duft die Liebe des Menschen. Zweck¬
mäßig , sinnvoll geformt ist die Glocke, und doch ist ihr klarer
Klang entscheidend . Menschen, Räum «, Geräte und Gärten
gibt es, vernünftig geraten und nützlich, und wirken doch un¬
gut, unlustig -leer, erkältend wie ein Novembertag. Und an¬
dere Menschen, Räume , Geräte und Gärten sind da, freundlich
und lustig : denn Wärme strahlen sie aus wie ein sonniger
Frühlingstag . Sessel und Bänke gibt eSk die nicht nur be¬
quem find, sondern heiter , einladend zugleich in ihrer Gebärde .
Herde und Öfen gibt es, ganz glatte , blitzende , würdevolle und
lustige auch , die nicht nur Heizen , sondern den Menschen er¬
freuen . Räume gibt es und Möbel, ganz einfach geformt, be¬
scheiden dienendes Wvhngerät in der Wohnküche : nützlich ,
praktisch , vernünftig — und doch voll Seele und Lächeln,
wie das Antlitz eines gütigen Menschen . ."

Hugo Lang .

* Aus dem reichillustrierten Juni -Heft der von Hofrat
Alexander Koch herausgegebenen Darmstädter Kunstzeitfthrift
„Jnnen - Dekoration ". j



WNlragt dir im Gesetz von , 15. Juni 1914 für di« Reskd" rer
Heiner Gülligkeit vorgesehenen Aufbesserungs^ufchüsse (MV OVO
Mark für die evangelischen Pfarrer , 350 909 M . für die rö-
« ischkalholischcn Pfarrer , 8000 M . für die alt -katholischen
Wfarrer ) aus Verlangen der obersten Kirchenbehörde des betref¬
fenden Konfessionsteils an die von ihr zu bezeichnende kirch¬
liche Kasse auszuzahlen .

Dem Landtag ging weiter eine Reihe Petitionen zu : Die Mie -
gervereinigng Dtannheim und der Landesverband bad. Mie¬
lervereine fordern Wiedereinbringung des Sperrgesetzes. Von
Waldshut wird der Ausbau des dortigen Realgymnasiums in
eine Vollanstalt gewünscht . Von Rastatt , Metzkirch und Pful .
Irudorf sowie Hornberg kommen Wünsche um Höherstufung im
Ortsklassenverzeichnis. Vom badischen Landesverein und der
Arbeitsgemeinschaft der Ruhestandsbeamten und HinterbUebr -
»«» liegen Gesuche betreffend Besoldungstarif und Brfchaf.
sungSzulagr vor.

Die Frage der Aufhebung der Lwangs -
Wirtschaft kür Lucker.

Die demokratischen Abgeordneten Odenwald , Herbster,
Freudenberg und Niederbühl haben folgende Förmliche Au¬
flage an die badische Regierung gerichtet:

«Der Reichstagsausschutz für Volkswirtschaft hat unterm
13.

'Juni beantragt : Der Reichstag wolle beschließen: 1 . Die
Reichsregierung zu ersuchen, baldigst eine Vorlage über Auf¬
hebung der Zwangsbewirtschaftung für Zucker einzubringe » ;
2, die Petitionen über Aufhebung der ZwangÄbewirtschaftung
für Zucker, der Reichsregierung zur Berücksichtigung zu über¬
weisen .

Unter diesen Verhältnissen dürfen wir damit rechnen , dass
wir unmittelbar vor der Aufhebung der Zwangswirtschaft für
lden Zucker stehen . Wir fragen die badische Regierung , ob sie
«s unter diesen Verhältnissen nicht für ein Gebot der Stunde
Hält, wenn sie schon jetzt die Kommunalverbände anweist, den
Lebensmittelgrotzhandel wieder in seine Rechte einzusetzen.
Einige Kommunalverbände halten daran fest , die Zuckervertei¬
lung selber vorzunehmen, einige haben die dem Handel ur¬
sprünglich überlassene Verteilung wieder an sich genommen.
Der Handel behauptet mit Recht, datz er die Zuckerverteilung
billiger und bester vorzunehmen in der Lage sei , als die Kom¬
munalverbände , von denen einige die Zuckerverteilung dazu
benützen, um ihre Geschäftskosten zu decken , so wird von
einem mitgeteilt , datz er monatlich 200 M . auf die Zucker¬
ration eines Bezirks aufschlage . Diese Beträge müssen von
ben Konsumenten getragen worden. Wir halten es nicht für
vertretbar , datz der Zustand länger anhält , und bitten , datz
der Minister des Innern den bislang festgehaltenen Stand¬
punkt, es sei ihm keine Möglichkeit gegeben, auf die Kommu¬
nalverbände einzuwirken, verlätzt und mit Rücksicht auf die
bevorstehende freie Wirtschaft in der Zuckerversorgung dem
Handel jetzt schon wieder freie Bahn gibt.

"

Die Tätigkeit des Gewerbeaufsichtsamts
im Jabre 192o .

O .v Der Jahresbericht des Badischen Gewerbeaufsichtsamts
tzür das Jahr 1920 gibt ein Bild von der bedeutsamen Arbeit
dieses Amtes, das sich im einzelnen wie folgt gestaltet :"

Die Zahl der Revisionen gewerblicher Betriebe zeigt durch¬
weg eine erfreuliche Steigerung . Dementsprechend sind auch
die Auflagen zur Verhütung gesundheitsschädlicher Einflüsse
von Unfallgefahr und zum Allgemeinschutz der Arbeiter ge¬
wachsen . Einen grotzen Umfang nahmen Unfalluntersuchun¬
gen, Besprechungen mit Bezirksämtern oder Gewerkschaften
und Teilnahme an Sitzungen von Schlichtungsausschüssen und
Tarifämtern an . In ausgedehntem Matze wurden auch die
Handelsbetriebe in die Revisionen einbezogen. Die gewerblich«
Bautätigkeit war auch im Berichtsjahre nicht sehr rege, sie
beschränkte sich in der Hauptsache auf Instandsetzungen und
Heinere Erweiterungsbauten . Auch die Raumverhältniffe der
Betriebe wurden von der Wohnungsnot beeinflußt .

Über die Durchführung des Achtstundentages wird günstig
berichtet, wenn auch die Handwerksbetriebe sich vielfach mit
Vieser Einrichtung noch nicht abfinden konnten und öfters An.
geigen wegen Überschreitung der Arbeitszeit erfolgten , über ,
arbeit wurde auher — wie alljährlich — von den Betrieben der
Mforzheimer Schmuckwarenindustrie und der oberrheinischen
Industrie , nur selten beansprucht und nach Anhörung des Be¬
triebsrats und Äutzerung des Arbeitsamtes meistens gewährt ,
gm Versvrgungsbereich der Oberrheinkraftwerke hatte der
Wassermangel die Einführung von Stromsperrtagen und da-
« it eine verlängerte Arbeitszeit an den anderen Tagen bei
Vielen Betrieben zur Folge. Eine unerwünschte Begleiterschei-
mung des Achtstundentags bildete die nebenberufliche Tätigkeit
vieler Arbeiter nach Feierabend zum Schaden ihres eigenen
als auch anderer Gewerbezweige, die mitunter noch unter
Arbeitslosigkeit zu leiden hatten .

Zum ersten Mal wird über die Auswirkung des Betrieds .
»Stegesetzes berichtet und zwar im ganzen günstig, wenn auch
die Kinderkrankheiten des neuen Gesetzes noch nicht völlig
überwunden find.

Besondere Beachtung verdient das auch diesesmal umfang¬
reiche statistische Material über Tarifverträge auf Grund der
periodischen Berichte des Gewerbeaufsichtsamts , die zu einer
unentbehrlichen Grundlage für die Schlichtung von Arbeits¬
streitigkeiten zwischen Arbeiterschaft und Unternehmer gewor¬
den sind . Die Tarifverträge gewinnen immer mehr an Boden,
es ist die Tendenz zu erkennen, von den vielen zersplitterten
ÖrtS -, Firmen - und Bezirkstarisen zu den größere Wirtschafts¬
gebiete umfassenden einheitlichen Landes - und Reichstarifcn
überzugehen.

Streiks und Aussperrungen find im Berichtsjahr zurückge-
«angen.

Aus der Hausindustrie , die vor allem für die Mumeu -,
Ähren - , Schmuckwaren- und Tabakindustrie sowie als Hans -
Weberei in Betracht kommt , wird von einem langsamen Auf¬
saugen der Arbeit durch die Fabriken berichtet.

Die Verhältnisse der weiblichen Arbeiter lasten einen stetigen
Rückgang der Zahl der Arbeiterinnen zugunsten der Unter¬
bringung der vielen männlichen Arbeitslosen erkennen . In
der Pforzheimer Bijouterieindustrie wird über den währen¬
der fünf Kriegsjahre ausgebliebenen Nachwuchs an Polisteusen
und Goldarbeiterinnen geklagt. Die zeitweise sehr unregel¬
mäßige Elektrizitätsversorgung infolge andauernder Trockenheit
Im Spätjahr machte es auch erforderlich, Ausnahmen zur
Nachtarbeit von Arbeiterinnen in einigen Fällen zuzulassen.

Die allgemeine Einführung des Achtstundentages im Handel
und Gewerbe hat die Bedeutung der besonderen .Schutzvor¬
schriften für die jugendlichen Arbeiter wesentlich gemindert .
Die Wichtigkeit der Heranbildung eines genügenden Nachwuch¬
ses an gelernten Arbeitern wird durch die Grotzindustrie durch
Schaffung von neuzeitlichen Lehrlingswerkstätten mit «mg«,
gliederte! Berufsberatung und Eignungsprüfung richtig er¬
sannt . Geklagt wird von vielen Betrieben über den mangeln¬
den Arbeitseifer der jüngeren Arbeiter , die durch die Zeitver -
äliuiffe verwirrt oft ein übertriebenes Matz von Freiheit für' in Anspruch nehmen zu müssen glauben .

Dem Kinderschuh muß, wie die Zahlen der Zuwiderhand -
lunge » gegen die gesetzlichen Vorschriften erkennen lasten , er¬
höhte Aufmerksamkeit geschenkt » « den .

Die Betriebseinrichtungen zum Schutz der Arbeiter gegen
Unfälle haben wieder zu Beanstandungen Anlaß gegeben.
Manche schwere, auch tödliche Unfälle wurden auf den Mangel
an Schutzvorrichtungen oder die nötige Außerachtlassung der
Vorsicht und Aufmerksamkeit zurückgeführt.

Im »ewerbehygienifchen Bericht wird über MilKrandfälle ,
Bekämpfung der Bleikrankheit und Krankheitserscheinungen
bei der Herstellung der in den letzten Jahren aufkommenden
Quecksilberdampfgleichrichter eingehend berichtet.

Ein besonderer Abschnitt ist den Erfahrungen und Fest¬
stellungen des Amtes über die wirtschaftlichen und sittliche »
Zustände der Arbeiterbevölkerung, Wohlfahrtseinrichtungen
und Schwerbeschädigtenfürsorge gewidmet. Die Veröffent¬
lichung beschließt der Jahresbericht des Auffichtsbeamten der
Bergbehörde.

Lur Tlmanerkennung der Ikriegs-
beschädigten.

Man schreibt uns : In dem Bericht über eine Reichsbund.
Versammlung wird von der systematischen „ Verschleppungs¬
taktik" des Hauptversorgungsamts bei den Umanerkennungen
gesprochen . Das Hauptversorgungsamt weist diesen unerhörten
Vorwurf auf das entschiedenste zurück . Alle vom Hauptvcr -
sorgungSamt getroffenen Maßnahmen bezwecken einzig und
allein die rasche und reibungslose Durchführung des Reichs¬
versorgungsgesetzes. Zur Regelung der Umanerkennung war
es unbedingt nötig, voEufig die Zahl der monatlich von den
Versorgungsmätern vorzulegenden Umanerkennungsakten aus
1000 festzusetzen . Eine größere Zahl konnte nicht erledigt
werden. Diese Zahl erhöht sich ohne weiteres , sobald die
Zustimmungen des Hauptversorgungsamtes zu den erstmaligen
Festsetzungen fortfallen (in allernächster Zeit zu erwarten )
und das Personal nach besserer Einarbeitung von Monat zu
Monat mehr leistet. Den berechtigten Wünschen der Kriegs¬
beschädigten ist vollauf Rechnung getragen .

Tagung des Gessmtverbandes Deutscher
Ikrsnkenksssen in Freiburg .

I )? . Die Tagung des Gesamtverbandes Deutscher Kranken¬
kassen, die am 27. und 38. d. M . hier stattfand , wurde einge-
leitet durch einen Begrützungsakt am Sonntag abend in der
Festhalle . Die Verbandstogung selbst begann Montag vormit .
tag 9 Uhr. Nach Vorlegung des Geschäftsberichtes für das
Jahr 1820, des Kassenberrchtes , Berichtes der Rechnungsprüfer
und nach der Entlastungserteilung nahm Ministerialrat Pro¬
fessor Dr . Martineck vom Reichsarbeitsministerium Berlin
das Wort zu einer längeren Darlegung über das Reichsver-
sorgunAsgrsetz . Zu diesem Gesetz wurden im Anschluss an den
Vortrag eine Reihe von Abänderungen vorgeschlagen , welche
Vorschläge Ministerialrat Martineck entgegennahm mit der
Erklärung , entsprechend beim Ministerium Vorgehen zu wollen.
Sodann berichtete Ministerialrat H . Schulz vom Reichsarbeits¬
ministerium über die neuesten Änderungen auf dem Gebiete
der Krankenversicherung und im Bereiche der sonstigen Sozial¬
versicherung vor allem an Hand des dem Reichstag zugegange-
nen Entwurfes zu einer Novelle zur Reichsversicherungsord¬
nung . Im Anschluss an die Ausführungen von Schulz be¬
dauerte Direktor Servals -Aachen , unter lebhafter Zustimmung
der ganzen Versammlung , dass die Pflichtverbände der Kran¬
kenkassen nicht schon durch die jetzige Novelle geschaffen wür¬
den . Die Versammlung erkannte die unbedingte Notwendig¬
keit der schleunigen Schaffung dieser Pflichtverbände än . Zur
Ausarbeitung von Vorschlägen über etwaige wettere Änderun¬
gen der RBO . (Reichsversicherungsordnung) wurde eine be¬
sondere Kommission gebildet. Es wurde eine Entschließung
angenommen , in der gefordert wurde , dass der Entwurf zu
einem Gesetz über die Schaffung von Pflichtverbänden baldigst
erfolge. Das Verhalten des Betriebskrankenkaffenverbandes
in dieser Angelegenheit, der einseitig die Interessen des Un¬
ternehmertums vertrete , wurd 'e scharf verurteilt . _

Es wurde noch verhandelt über die Ruhegehaltsverordnung .
Nach dem Vorschläge von Direktor Lauf-Essen beschloss die
Versammlung einstimmig, die Gewährung von Ru'hegehältern
an die Beamten und Angestellten, durch Anschluss der Kran¬
kenkaffen an die Ruhegehaltsvereinigung deutscher Kranken¬
kassen zu Weimar sicherzustellen .

Am L. Verhandlungstag besprach Professor Dr . Rost, Di¬
rektor der Darmatologischen Universitätsklinik Freiburg , die
Behandlung der Geschlechtskrankheiten und der Hauttuber¬
kulose . In eingehendem mehrstündigem durch Lichtbilder ver¬
vollständigten Vortrag schildert er die modernsten Behandlungs¬
methoden, wie sie bei der Universitätsklinik Freiburg zur An¬
wendung kommen . Die Versammlung hatte die Auffassung,
dass die Errichtung eigener Lichtbehandlungsinstitute durch die
Krankenkassen zum Zwecke der Nachbehandlung der Kassen -
mitgliÄer auf das dringendste zu empfehlen wäre . — Ge-
heimrat Beck-Karlsruhe sprach über „Arbeitsgemeinschaften
der Berstchrruugsträger ." Berichterstatter schilderte eingehend
die Notwendigkeit eines engen Zusammenschlussesnicht nur der
Versicherungsträger , sondern auch des Zusammenschlusses der
Wohlfahrtspflege der Krankenkassen mit der Wohlfahrtspflege
der Gemeinden . Voraussetzung für die Erfüllung dieser Absicht
sei aber zunächst die Schaffung der örtlichen Pflichtverbände
der Krankenkassen.

Sodann sprach Direktor Lauf-Essen über das Verhältnis zu
den Ärzten, Apotheken und Kranken. Er schilderte ein¬
gehend den augenblicklichen Stand dieser Frage . Direktor Ger¬
vais -Aachen verlangte unter einstimmiger Zustimmung der
Versammlung die Aufhebung des Erlasses des preuhischen
Volkswohlfahrtsministers betr . die KOprozentige Erhöhung der
Ärztcftouorare im besetzten Gebiet. — Direktor Meyer sprach
über dte Einkaufsgenossenschaft, die die Absicht verfolgt«, die
Krankenkassen mit Heilmitteln aller Art zu angemessenen Prei .
fen zu versorgen. Die wirtschaftliche Lage der -Einkaufsge¬
nossenschaft sei die denkbar beste. Darauf berichtete Direktor
Srrvais -Aachen über die KommissionSberatungen zu den dem
Kongreß zugezogenen Anträgen . —

Die Hauptversammlung beschloss , der Reichsregierung den
Antrag zu unterbreiten , dass für den Fall , dass die Arbeits¬
losenversicherung zur Erführung gelangen sollte , soll nicht ein
neuer Berordnungsträger geschaffen werden, in dem elftere
an die Arbeitsnachweise angeschloffen wird , sondern die Ar¬
beitslosenversicherung soll an den bestehenden Verficherungs -
träger , nämlich an die Krankenversicherung angeschloffen wer -
den . In einer einstimmig angenommenen Enschliessung , die
an die Reichsregierung geht, wurde die sofortige Schaffung
örtlicher Pflichtverbände von den Krankenkassen verlangt .

Weiter wurde bei der Reichsregierung beantragt , dass im
Wege der Famklicnvrrsicherung Sterbegeld nicht nur Ehegatten
oder Kindern , sondern an allen Familienangehörige gezahlt
werden soll, datz ferner eine wesentlich erhöhte Entschädigung der
Krankenkassen erfolge, die die Einzugsgeschäfte für die Inva¬
lidenversicherung ausführen , dass die EinkommenSgreuze für
das freiwillige Beitragsrecht auf 1600 M . erhöht werde, sowie
dass in - er Wochenhilfe für das Stillgeld nicht nur eine Min¬
dest-, sondern auch eine Höchstgrenze festgesetzt werde . In die
Kommission zur Ausarbeitung der Abänderungsvorschläge der

I RBO an die Reichsregierung wurden folgende Herren ge¬
wählt : Direktor Lauf -Essen , Direktor Servais - Aachm , Direr ,

l tor Meyer -Essen- Direktor Eisrnhuth -Cöln, Geschäftsführer Rei-
fenrach -Gelsenkirchen, Reichstagsabgeordneter Ziegelmaier -
Freiburg und Direktor Förster -München.

Irurze INacbricbten aus Baden.
Verkehrssperrr.

Bon der Annahmesperre für Expressgut, Eil- und Frachtstück¬
gut sowie Eil - und Frachtgutwagenladungen nach Stationen
des Bezirks Kattowitz und Lurch diesen Bezirk sind aus¬
genommen Sendungen nach allen westlich der Linie Costau—
Kreuzburg —Wofsowska —Groß Strehlitz —LHpeln—Kandrzin ^-
Ratibor —-Oderberg sowie östlich dieser Linie an der Strecke
Kreuzburg —Rosenberg (einschließlich ) gelegenen Stationen ,
ferner allgemein Besatzungsgut für die Entente in Ober¬
schlesien .

Die Annahmesperre für Frachtstückgüter nach Kreuznach
ist aufgehoben.

* Zur badifch-württemberzische» Bereiuigungsfrage teilt
die Landesgeschäftsstelle der deutschen ( liberalen ) Bolkspartri
Badens in einer Zuschrift an die „B. Pr .

" mit, dass in der
Frage Baden —Württemberg sowohl Reichstagsabgeordneter
Dr . Curtius, als auch die Organisation der Deutschen Volks¬
partei sich keineswegs für eine Vereinigung entscheiden werden.

O2 . Das Aktienkapital für den Bau des Reckarkanals in
Höhe von 300 Millionen Mark ist voll gezeichnet worden. Zur
weiteren Finanzierung werden 600 Millionen in Obligationen
aufgelegt werden . Der Südwestdeutfche Kanalverein hat für
die Werbetätigkeit einen Film geschaffen , der in volkstüm¬
licher Weife die Arbeiten am Kanal , die Landschaften von Ulm
über Plochingen bis Mannheim zeigt und der Allgemeinheit
Aufschlüsse erteilen soll.

O2 . Baden -Baden , 28 . Juni . Tie am Samstag und Sonn ,
tag hier vorgenommene Sammlung zur Linderung der Not
unserer oberschlesischen Landsleute hat den Betrag von 16 200
Mark ergeben.

1)2 . Donaueschingen , 28 . Juni . Über Tengen , Leipferdingen
und Riedeschingen ging gestern nachmittag und gestern abend
ein schweres Hagelwetter nieder, das in Leipferdingen eine
Stunde andauerte . Eine Frau wurde »om Blitz erschlagen ,
als sie auf dem Wege war , ihrem Mann das Mittagessen zu
bringen . In Riedeschingen wurde ein Mann vom Blitz er¬
schlage «.

Aus der Landeshauptstadt .
Landestheater . Man schreibt uns aus der Theaterkanzlei. In

dem dreiaktigen Drama „Hildebrand" von Heinrich Lilienfeiq ,
das morgen Donnerstag , den 30. Juni , als letzte Erstauffüh¬
rung dieser Spielzeit in Szene geht, wird Fritz Herz die Ti¬
telrolle spielen. Neben ihm wirken mit als „ Frau Ute" : Me¬
lanie Ermartlh und als „ Liebgart " Adele Creutznach ; ferner als
„Hadubrand " Ludwig Ungcr und als „Sindolt " Robert
Bürkner ; ausserdem in wichtigen Rollen die Herren Gemmeke ,
Höcker , Müller , von der Trcnck -UIrici und Max Schneider. —-
Die , Bühnenbilder wurden unter Leitung Emil Bnrkards nach
Angabe der Regie gestellt , die Kostüme von Margarete Schel¬
lenberg ausgewählt . Die Spielleitung hat Otto Kienscherf . —
Die Vorstellung , beginnt um sieben Uhr .

Wadiscbe Gemeindescbau.
V2 . Todtnau , 28 . Juni . Der Bürgcrausschuß hat zur Lin?

derung der Wohnungsnot an die hiesige Baugenossenschaft die
Summe von 300 000 M . einstimmig bewilligt. 250 Kubikmeter
Bauholz wird die Stadt Todtnau zu dem verbilligten Preis
von 80 M . für den Kubikmeter zur Verfügung stellen .

1)2 . Radolfzell , 27 . Juni . Mit dem erhöhten Milchpreis von
2 Mark ab 1 . Juli ist die Lieferungsgemeinde Tuchtliogen
nicht einverstanden . Sie verlangt unter Berufung auf die
Bereitwilligkeit der Stadt Karlsruhe den erhöhten Preis be¬
reits am 1 . Juni . Der Gemeinderat bleibt aber bei seinem
Beschluss .

Literarische Neuerscheinungen .
Briefe eines Bankdirektors an feinen Sohn . Neuer Band :

„Vom Gelde .
" Von Argentariüs . (Bank Verlag ,Berlin XV . 57. Preis ILchO M .) Das Geldwesen, sonst ein

dunkles Gebiet , auf dem die Wissenschaft nur zu leicht in die
Irre gebt und der Laie ratlos steht , wird hier klar bis zur
Selbstverständlichkeit . Alle Fssagen , mit denen sich -die
Menschheit angesichts des allgemeinen Währungselends den
Kopf zermartert , finden hier ihre einfache und logische Be¬
antwortung .

Ltaatsanzeiger .
Tie Eisenbahn -Generaldirektion hat den Rechnungsrat Fer¬

dinand Drmme von der Badischen -Oberrechnungskammer
übernommen .

Fahrplanänderunge «.
Nachstehende Fahrplanänderungen treten im Bereich der

Eisenbahn - Generaldirektion Karlsruhe in Kraft :
1. Bom Freitag , den 1. Juli an :

Zug 951 , Freiburg (BreiLgau) ab 6.00 Vorm., erhält Halte
in Zähringen und Gundelftngen und verkehrt daher ab Denz¬
lingen 3, ab Emmendingen 2 und ab Riegel 1 Minute später
bis Lahr -Dinglingen , da an 7.13 Vorm.

Zug 556 verkehrt 4 Minuten später, Weil-Leopoldshöhe ab
1 .34 Nachm., Lörach an 1 .50 Nachm.

Zug 220 (XV ) verkehrt 8 Minuten srüher, Hardheim ab 4.18
Vorm ., Walldürn an 4 .50 Vorm., ebenso verkehrt früher Zug 1 ,
Walldürn ab 4 .55 Vorm ., Seckach an 5.30 Vorm.

Zug 333 verkehrt ab Neckarelz früher : da ab 4 .48 Vorm.,
Mosbach (Baden ) 4 .52/54, Reckarburken 4.59/6.00, Dallau
5.04/05 , Auerbach (Baden ) 5.11/12, Schefflenz 5.21/22, Eicholz¬
heim 5.26/27 , Seckach 5 .33/35, Adelsheim Nord 5.41/42, Oster,
burken an 5 .47 Vorm . Anschluss an l) 38 nach Stuttgart ,
Osterburken ab 6.00 Vorm., Rosenberg (Baden) 6.09/10, Hirfch -
landen 6.15/16 , Eubigheim 6.23/24, Uiffingen 0.36/37, Box -
bevg-Wölchingen 6.43/44, Schweigern 6 .47/48, Unterschüpf
6.63/54 , Sachsenflur 6.58/59, Königshofen (Baden) 7.03/06,
Lauda an 7 .0 Vorm , und weiter wie seither .

2. Bom SamtSag , den 2. Juli an .
Zug 377, Neckargemünd an 5.41 Nachm. , wird SamstagS

dis Eberbach durchgeführt : Neckargemünd ab 5.42 Nachm .,
Reckärsteinach 5 .50/50, Neckarhausen 5.56/57, Hirschorn 6.02/03,
EberbachMleutersbach 6.10/11, Eberbach an 6.15 Nachm .

Zug 378 beginnt Samstags in Eberbach , da ab 025 Nachm .,
Eberbach -Pleutgrsbach 6.29/30, Hirschhorn 6.37/38, Neckar¬
hausen 6 .43/44 , Neckarsteinach 6.50/50, Neckarge,nünd an 6.57,
ab 7.00 Nachm, und weiter wie seither.

Nähere Auskunft erteilen die Stationen .
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Mlsisthr Hank . Ein Buch für Hausbesitzer und Mieter!
Man ; per 31 . Dezember 1920 .

Aktiva .
Kasse , fremde Geldsorten, Zinsscheine und Guthaben bei Noten-

und Abrechnungsbanken . . -
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen .
Nostrognthaben bei Banken und Bankfirmen . . . . . . .
Reports und Lombards gegen börsengängige Wertpapiere
Vorschüsse auf Waren und Warenverschiffungen .
Eigene Wertpapiere .
Konsortialbeteiligungen .
Debitoren in laufender Rechnung:

L) gedeckte . Ml . 362 915167 .07
b) ungedeckte . Mk. 318 996245 .44

Aval- und Bürgschaftsdebitoren . . . . Mk- 67842634 .64
Bankgebäude .
Sonstige Immobilien .
Mobilien .
Hypotheken , Zessionen und Restkaufschillinge .
Kommanditarische Beteiligungen . .

Passiva.
Aktienkapital - .
Gesetzlicher Reservefonds .
Spezial -Reservefonds .
Delkrederefonds . .
Kreditoren . .
Akzepte und Schecks . - .
Aval- und Bürgschaftsverpflichtungen . - . Mk . 67 842 634.64
Übergangs-Saldi der Zentrale und Filialen untereinander . -
Passiv-Hypotheken .
Beamten -Pensions - und Unterstützungsfonds .
Talonsteuer -Reserve .
Dividenden unerhobener früherer Jahrgänge . . . . . . .
Reingewinn . - .

ö

28073 383 20
291402094 19
139 734 454 43
47 997 655 54
69 394 671 67
19 416 045 22

7 465 685 82

681911412 51

5 652 544 56
444414 68

15 362 —
2 412 35285

668 500 —
1294 588 586 67

4
75 000000 —

12 500 000 —
200000 —
600000 —

1105953948 19
61 337 095 59

9 829 478 96
1 934 308 18
2 452 653 98

300 000 —

105 834 —
24 375 267 77

1 294 588 586 67

Gemirm- rmd Verlust-Konto per 31 . Dezember 1920 .
Soll .

Geschäftsunkosten einschl . Tantiemen der Filialvorstände .
Gewinn -Saldo . .

31975 990
24 375 267

ä
44
77

56 351 258 21

Habe«.
Gewinn -Vortrag v . I . 1919 .
Überschuß auf Zinsen-, Diskont - und Devisen-Konto .

„ „ Provisions -Konto .
„ aus Wertpapieren , einschließlich Zins - und Gewinn -

Anteilscheinen, Gcmeinschaftsgeschäften und Be¬
teiligungen .

1000000
28884 905
17 108 743

45
25

9 357 609 51
56 351 258 21

Der Gewinnanteil für das Geschäftsjahr 1920 wurde in der heutigen
Generalversammlung auf 10 °/, festgesetzt und es gelangen demnach die Gewinn-
anteilfcheine Nr . 25 für das Jahr 1920 mit : J .229

M - KV.— für die Aktien L M . Svv.— , unter Abzug von 10 °/,
n 12V.— „ „ „ „ „ 12VV.— 1 Kapital -Ertrags -Steuer

dom 30 - Juni a . c. ab zur Auszahlung bei :
«nserer Bank «nd ihren sämtlichen Zweigniederlassungen , ferner bei der Rheinischen
Kreditbank Mannheim und ihren sämtlichen Zweigniederlassungen, bei der Deutsche «
Bank Berlin und ihren sämtlichen Zweigniederlassungen, bei der Deutschen Bereins-
bauk Frankfurt a. M ., bei derBayerischen Staatsbank München u. ihren sämtlichenZweig¬
niederlassungen, bei der Bayerische» Handelsbank München und ihren sämtlichen
Zweigniederlassungen, bei der Württemberg. Hofbank G . m . b. H . , Stuttgart .

Bei der Einlieferung sind die Gewinnanteilscheine mit dem Firmenstempeloder Namen der Einreicher zu versehen -
Lndwigshafe » a. Rh., den 28. Juni 1921 . K .370

Pfälzische Bank.
Evang . 27 Jahre altes

Fräulein
aus guter Familie sucht
für August Aufenthalt
in Stadt oder Land in geb .
Familie zur Unterstützung
des Haushalts ohne gegens.
Vergütung . Anfragen u.
Nr . K 371 an die Expedi-
tw^ ^ arlsruhe ^ ettung .

Is , k '
slnisgvl unäsNLlUP-

vikvnsvknMZinLv rot
aus unseren eigenen bluMcken Werken .

K.355 .3 .1 kaslatt Hr. 12 .

MeiltMltllU EM- M SlUlMte
Grundsätzliches zur Gesundung der
Staatsfinanzen und der Wohnkultur

Das Kleinrentnerproblem
Bon

Max Grande
Ingenieur in Mannheim

Preis 5 Mark

DK Ausgabe . — Geldausblähung und <SeU>verdichtu »g. — War« und Boden
bei frei» Wirtschaft . — Ware und Immobilie« unter Zwangswirtschaft

iZweierlei Seld>. — Die Festigung des Preisstandes iPreisabbau und Preisausbaui - — Die gebundene
Geldreserve und ihre Mobilisierung. — Die Sozialisierung der Grundrente. — Verzerrte Wertbegriffe bei
den Gebäuden und ihre Korrektur iB-schlagnahm « der Dtfferential-Hausrentes. — Gemeinde und Wohn¬
kultur. — Die kletnrentnerfrage. — Folgerungen. — Richtlinie » sitr die Bewertung der Immobilien. —
Schlußwort.

Bezug durch jede Buchhandlung und den Verlag
G. Braunsche Hofbnchdrnckerei und Verlag , Karlsruhe i. B., Karlsriedrichstraße 14.

Zentral -Giiterrechts-Register für Baden.
Baden. X.954

.Güterrechtsregisterein¬
trag Band II Seite 457 :
Overbeck Freiherr Oskar
von , Major a . D . in Ba¬
den , und Antonie geb . Be¬
gaffe — : Vertrag vom 25 .
Mai 1921 Gütertrennung .

Baden , 28 . Juni 1921 .
Der Gerichtsschreibrr des

Amtsgerichts._
Bühl . X.899

Güterrechtsregisterein¬
tragung W>. II Seite 470:
Nowak, Gustav Adal.
bert, Handelsmann , und
Keßlar, Karoline in Bühl .
Vertrag vom 13. Juni
1921, wonach die Verwal¬
tung u . Nutznießung des
Mannes am Vermögen
der Frau ausgeschlossen ist.

Bühl , 22. Juni 1921.
Bad. Amtsgericht 2.

Der Gerichtsschreiber
Bühl. X.911

Güterrechtsregisteretn -
trag Band II Seite 471 :
Seiler , Michael, Land¬
wirt , und Franziska geb .
Gerth in Moos . Vertrag
vom 20 . Juni 1921 . Gü¬
tertrennung des BGB .

Bühl , 23. Juni 1921.
Der Gerichtsschrviber

_ Bad. Amtsgerichts 2 .
Eberbach. X .912

In das Güterrechtsregi¬
ster Bd . I Seite 438 wur¬
de heute eingetragen : Koch ,
Jakob Ludwig, Kaufmann
u . Nagelschmiedmeister in
Eberbach, und Marie geb.
Hahn.

Der Ehefrau ist das
Recht der Schlüsselgewalt
entzogen (Z 1357 Abs . 1
BGB .) .
Eberbach, 22 . Juni 1921 .
_ Amtsgericht.
Kehl.. X .95S

Güterrechtsregisterein¬
trag Band I Seite 353 :

Meckle, Otto , Metzger in
Rheinbischofsheim, und
Anna Maria geb . Hauß .
Vertrag vom 28. April
1921 . Gütertrennung .

Kehl, 27 . Juni 1921 .
Gerichtsschreiberei des

Amtsgerichts.

Mannheim . T .S4V
Zum Güterrechtsregister

Bantz XIV wurde heute
eingetragen :

1. Seite 335 : Stefan
Heinrich Hartman »,
Friseur , und Alohsia
Luise geb . Burkhard in
Mannheim . Vertrag vom
30. Mai 1921 . Güter -
trennung .

3. Seite 336 : Wil¬
helm Emanuel Schrob,
Direktionsboamter , und
Wilhelmine geb . Franzi «
Mannheim -Neckarau. Ver¬
trag vom 10. Juni 1921.
Gütertrennung .

3. Seite 337 : Wilhelm
Zimmermann , Althänd¬
ler, und Anna Auguste
geb. Weisschu in Mann¬
heim. Vertrag vom 14.
Juni 1921 . Gütertren¬
nung .
Mannheim , 25 . Juni 1921.

Bad. Amtsgericht B. G. 4.

Rastatt . X.936
In das Güterrechtsregi¬

ster wurde heute eingetra .
gen : Moll, Karl , Schuh¬
macher, und dessen Ehe¬
frau Karolina geb . Kupp¬
ler in Rastatt . Vertrag
vom 23. Juni 1921 . Gü¬
tertrennung gem. 8K1426
ff. BGB . unter Aufhe¬
bung der Verwaltung und
Nutznießung des Mannes
an dem Vermögen der
Frau .

Rastatt, 24. Juni 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.

Billingrn . X.S13
In das diess. Güter¬

rechtsregister Bd. II Seite
256 wurde heute einge¬
tragen : Müller Karl Bu .
cher in Dürrheim , u. des¬
sen Ehefrau Amalie geb .
Kienzle allda . Vertrag v.
15. Juni 1921, Gütertren¬
nung.
Villingen , 23 . Juni 1921.

Amtsgericht 1.
Waldshut . X.914

Güterrechtsregisterein .
trag Band I Seite 33 :
Metzger , Wilhelm, Land¬
wirt in Waldshut , und
Maria geb. Frommherz .
Vertrag vom 15. Juni
1921 allgemeine Güterge¬
meinschaft, Vorbehaltsgut
der Frau .
Waldshut , 17. Juni 1921 .

Amtsgericht 1.
Wiesloch . X.915

Güterrechtregisterein -
trag Band I Seite 360 :
Förderer , Josef , Zigarren¬
macher in Walldorf, und
Rosa geb . Reinmuth , Wit¬
we des Christian Riemen-
sperger. Vertrag vom 10.
Mai 1921. Gütertrennung
Wiesloch , 24 . Juni 1921 .
Der Gerichtsfchreiber des

Amtsgerichts.

Semns -ReMer .
Mannheim . X.941

Zum Vereinsregister
Band IV O . -Z . 17 Verein
Odenwald-Klub Sektion
Mannheim -Ludwigshafen
in Mannheim wurde heu¬
te eingetragen :

Der Name des Vereins
ist geändert in : „Oden¬

waldklub Ortsgruppe
Mannheim -Ludwigshafen ."

Mannheim , 24 . Juni 1921 .
Bad . Amtsgericht B . G> 4
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>. Streitige Seritztsbarteit.

Bekanntmachung.
X .956 . Karlsruhe , über

den Nachlaß des am 4.
April 1920 verstorbenen,
zuletzt in Karlsruhe wohn¬
haft gewesenen Redak¬
teurs Ernst Wilhelm Ro¬
senthal genannt Rosen ist
die Nachlaßpflegeschaft
zum Zwecke der Befriedi¬
gung der Nachlaßgläubi¬
ger (Nachlaßverwaltung )
angeordnet .

Als Nachlaßverwalter
ist Rechtsanwalt Dr . Adolf
Caro in Ettlingen bestellt.
Karlsruhe , 24 . Juni 1921.

Bad. Notariat 4 als
Nachlaßgericht.

MlUitMlllM
Grab -, Maurer -, Zim¬

mer -, Dachdecker -, Blech¬
ner», Verputz -, Glaser -,
Schreiner -, Schlosser - u.
Anstreicherarbeitrn zum
Einbau von vier Wohnun¬
gen , im Gebäude Haupt¬
straße Nr . 4 in Offen¬
burg , sind auf Grund der
Bestimmungen über das
Verdingungswesen zu ver¬
geben. Die Verdingungs -
unterlagen liegen auf
dem Dienstzimmer unse¬
rer Hochbaubahnmeisterei
zur Eincht auf . Angebots.
Vordrucke dort erhältlich.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Die Angebote sind
perschlossen , postfrei, mit
der nötigen Aufschrift ver¬
sehen , bis Mittwoch, den
6. Juli d. I ., vorm. 1Ü
Uhr, bei uns einzureichen.
Zuschlagsfrist 3 Wochen .
Offenburg , 22. Jusii 1921.

Bahnbauinspektio«.
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